
Stadtverwaltung Eberswalde 
Der Bürgermeister 
 
 

Satzung über die Erhebung  
von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen  

der Stadt Eberswalde  
(Kurztitel: Straßenbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 3 und 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 der Kom munalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der zurzeit gü ltigen Fassung 
und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes f ür das Land Bran-
denburg (KAG Bbg) in der zurzeit gültigen Fassung h at die Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt Eberswalde in ihrer S itzung am 
30.04.2009 folgende Satzung über die Erhebung von B eiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Eberswalde (Kur ztitel: Straßen-
baubeitragssatzung) beschlossen:  
 
 

§ 1 
Beitragstatbestand 

 
(1)  Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes für die Herstel lung, An-

schaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung  von Ein-
richtungen und Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen,  
Wege und Plätze (nachfolgend Anlagen genannt) erheb t die Stadt 
Eberswalde von den gemäß § 10 dieser Satzung Beitra gspflichti-
gen Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung. 

 
(2)  Diese Beiträge werden als Gegenleistung dafür erhob en, dass den 

Beitragspflichtigen durch die Möglichkeit der Inans pruchnahme 
dieser Anlagen wirtschaftliche Vorteile geboten wer den. 

 
 

§ 2 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 
Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlic hen Aufwendungen 
ermittelt. 
 
 

§ 3 
Anteil der Stadt Eberswalde und der Beitragspflicht igen am Aufwand 

 
(1)  Die Stadt Eberswalde trägt den Teil des Aufwandes d er 
 

a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Al lgemeinheit 
entfällt, 

 

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 4 auf ih re eigenen 
Grundstücke entfällt 

 

Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragsp flichtigen 
zu tragen. 
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(2)  Der Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähig en Aufwand 
nach § 3 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt festgesetzt : 

 
Straßenart Anteil der 

Beitrags- 
pflichtigen 

Anteil der 
Stadt 

1.   Anliegerstraßen    

a) Fahrbahn  60 % 40 % 
b) Radweg (einschließlich Sicherheits- 
   streifen) 

60 % 40 % 

c) Gehweg 60 % 40 % 
d) gemeinsamer Rad- und Gehweg 60 % 40 % 
e) Beleuchtung 60 % 40 % 
f) Oberflächenentwässerung 60 % 40 % 
g) Parkflächen und Abstellflächen 60 % 40 % 
h) Bushaltebuchten 60 % 40 % 
i) selbstständige Grünanlagen und  
   Straßenbegleitgrün  
 
Eine selbstständige Grünan lage liegt dann 
vor, wenn diesem Straßenbestandteil nach 
seinem Umfang und der Intensität seiner 
Bepflanzung eine der artige selbstständige 
Bedeutung zukommt, dass es gerecht fertigt 
ist, diesen Straßenbestandteil  als ge-
sonderte Teileinrichtung zu qualifizie-
ren. 

60 % 40 % 

j) Mischverkehrsflächen 
 
Mischverkehrsflächen sind Flä chen, die in 
ihrer ganzen Breite von Fußgängern be-
nutzt werden dürfen, jedoch zeitlich un-
beschränkt auch mit Kraftfahrzeugen be-
nutzt werden können. 
 

60 % 40 % 

2.   Haupterschließungsstraßen   

a) Fahrbahn 30 % 70 % 
b) Radweg (einschließlich Sicherheits- 
   streifen) 

55 % 45 % 

c) Gehweg 55 % 45 % 
d) gemeinsamer Rad- und Gehweg 55 % 45 % 
e) Beleuchtung 45 % 55 % 
f) Oberflächenentwässerung 45 % 55 % 
g) Parkflächen und Abstellflächen 55 % 45 % 
h) Bushaltebuchten 35 % 65 % 
i) selbstständige Grünanlagen und  
   Straßenbegleitgrün 

55 % 45 % 

3.   Hauptverkehrsstraßen    

a) Fahrbahn 20 %  80 % 
b) Radweg (einschließlich Sicherheits- 
   streifen) 

45 % 55 % 

c) Gehweg 45 % 55 % 
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d) gemeinsamer Rad- und Gehweg 45 % 55 % 
e) Beleuchtung 35 % 65 % 
f) Oberflächenentwässerung 35 % 65 % 
g) Parkflächen und Abstellflächen 45 % 55 % 
h) Bushaltebuchten 25 % 75 % 
i) selbstständige Grünanlagen und  
   Straßenbegleitgrün 

45 % 55 % 

4.  Gemeindeverbindungsstraßen    

a) Fahrbahn 10 % 90 % 
b) Radweg (einschließlich Sicherheits- 
   streifen) 

10 % 90 % 

c) Gehweg 10 % 90 % 
d) gemeinsamer Rad- und Gehweg 10 % 90 % 
e) Beleuchtung 10 % 90 % 
f) Oberflächenentwässerung 10 % 90 % 
g) Parkflächen und Abstellflächen 10 % 90 % 
h) Bushaltebuchten 10 % 90 % 
i) selbstständige Grünanlagen und  
   Straßenbegleitgrün 

10 % 90 % 

 
(3)  Bei den in § 3 Absatz 2 Nr. 1 bis 4 genannten Anlag en handelt 

es sich um Anlagen in beplanten wie unbeplanten Geb ieten. 
 

(4)  Im Sinne des § 3 Absatzes 2 gelten als 
 

1. Anliegerstraßen:  
Straßen, die überwiegend der Erschließung der angre nzenden 
oder der durch eine Zuwegung mit ihnen verbundenen 
Grundstücke dienen, 

 

2. Haupterschließungsstraßen:  
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleich-
zeitig dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder i nner-
halb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen dienen , so-
weit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Nr. 3 sind , 

 

3. Hauptverkehrsstraßen:  
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verke hr oder 
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbeso ndere 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen im Bereich der Or ts-
durchfahrten,  

 

4. Gemeindeverbindungsstraßen:  
Gemeindestraßen außerhalb der geschlossenen Ortslag e und 
außerhalb eines im Bebauungsplan festgesetzten Baug ebie-
tes, die überwiegend dem Verkehr zwischen benachbar ten Ge-
meinden oder Gemeindeteilen dienen oder zu dienen b estimmt 
sind, 

 
(5)  Für Anlagen, die in § 3 Absatz 2 und 4 nicht erfass t sind, oder 

bei denen die Anteile der Beitragspflichtigen offen sichtlich 
nicht zutreffen, erlässt die Stadtverordnetenversam mlung der 
Stadt Eberswalde Einzelfallsatzungen. 
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§ 4 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1)  Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Aufwand wird auf  die 

Grundstücke, denen die Anlage durch die Möglichkeit  der Inan-
spruchnahme wirtschaftliche Vorteile bietet, nach d eren Fläche 
verteilt. Dabei werden Art und Maß der Nutzung der Grundstücke 
berücksichtigt. Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unab-
hängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im 
Grundbuch – jedes zusammenhängende Grundeigentum, d as eine 
selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet (wirt schaftlicher 
Grundstücksbegriff).  

 
(2)  Als Grundstücksfläche im Sinne des § 4 Abs. 1 gilt bei 

Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes (§ 30 Baugesetzbuch – BauGB), bei Grundstück en, auf de-
nen Vorhaben aufgrund § 33 BauGB zugelassen wurden,  bei Grund-
stücken im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) un d innerhalb 
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die gesamte Gr undstücks-
fläche, die baulich, gewerblich, industriell oder i n vergleich-
barer Weise genutzt wird oder genutzt werden kann. 

 

Ebenso gilt bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), bei 
Grundstücken, die wegen entsprechender Festsetzunge n im Bebau-
ungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwir tschaftliche 
oder forstwirtschaftliche Nutzbarkeit) und bei Grun dstücken, 
die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzun g vergleich-
baren Weise genutzt werden oder genutzt werden könn en (z. B. 
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder o der Klein-
gartenanlagen im Sinne des Bundeskleingartengesetze s), als 
Grundstücksfläche die gesamte Grundfläche des Grund stückes. 
 

(3)  Sofern ein Bebauungsplan für Teile von Grundstücken  bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder damit vergleichbare Nutzungen 
vorsieht bzw. diese mögliche Nutzung für andere Tei le desselben 
Grundstückes ausschließt, wird für jede Teilfläche der jeweili-
ge Nutzungsfaktor nach Absatz 4 gesondert angewende t. Gleiches 
gilt, wenn Teile von Grundstücken sowohl im unbepla nten Innen-
bereich (§ 34 BauGB) oder im Bereich einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB, als auch im Außenbereich (§ 35 BauGB)  liegen. 

 
(4)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes de r Nutzung 

wird die maßgebliche Grundstücksfläche vervielfacht  mit: 
 

1. 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgescho ss, 
2. 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschos sen, 
3. 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschos sen, 
4. 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschos sen, 
5. 2,25 bei einer Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschos sen, 
6. 2,50 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgescho ssen, 
7. jedes weitere Vollgeschoss wird dadurch berücksi chtigt, 

dass dem Faktor 2,50 pro Vollgeschoss ein weiterer Faktor 
von 0,25 hinzugerechnet wird. 
 

Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach der 
Brandenburgischen Bauordnung Vollgeschosse sind. 
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(5)  Als Zahl der Vollgeschosse gilt bei Grundstücken, 
 

1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes lie gen 
 

a) die im Bebauungsplan  festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse, 

 

b) die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Gebäudehö he 
(Traufhöhe), wenn im Bebauungsplan statt der Zahl d er 
Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen festge -
setzt ist (wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen abger un-
det werden), 

 

c) die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Baumassen zahl, 
wenn im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgescho sse 
noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur ei ne 
Baumassenzahl festgesetzt ist (wobei Bruchzahlen au f 
ganze Zahlen abgerundet werden),  

 

d) die Zahl von einem Vollgeschoss, wenn auf ihnen nur Ga-
ragen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, 

 

e) die Zahl von einem Vollgeschoss , wenn im Bebauungsplan 
gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung  
festgesetzt ist, 

 

f) die nach der Eigenart der näheren Umgebung zuläs sigen 
Anzahl der Vollgeschosse , wenn in einem Bebauungsplan 
weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der bau-
lichen Anlagen oder die Baumassenzahl bestimmt ist.   

 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte od er zu-
lässige Zahl der Vollgeschosse vorhanden, so ist di ese zu 
Grunde zu legen. Dies gilt entsprechend, wenn die z ulässi-
ge Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehö he ü-
berschritten wird. 

 

2. die innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortst eiles lie-
gen, wenn  

 

a) sie bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlic h vor-
handenen Vollgeschosse, mindestens jedoch die Zahl der 
nach der Eigenart der näheren Umgebung zulässigen 
Vollgeschosse, 

 

b) sie unbebaut sind, die Zahl der nach der Eigenar t der  
näheren Umgebung zulässigen Vollgeschosse, 

 

c) auf ihnen nur Garagen oder Stellplätze errichtet  wer-
den dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

 

d) für sie die gewerbliche oder industrielle Nutzun g ohne 
Bebauung zulässig ist, die Zahl von einem Vollgesch oss. 

 

3. die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die höchste 
Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, min destens 
jedoch die Zahl der nach der Eigenart der näheren U mgebung 
zulässigen Vollgeschosse. 
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(6)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung wird 
die nach § 4 Abs. 1 bis 5 ermittelte Grundstücksflä che verviel-
facht: 

 

a) mit 0,1  bei Grundstücken oder Teilen von Grundstü cken, 
die nicht baulich, gewerblich oder industriell genu tzt 
werden können sowie bei Grundstücken im Außenbereic h, 

 

b) mit  0,5 bei Grundstücken oder Teilen von Grundstücken, 
die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzun g ver-
gleichbaren Weise genutzt werden können (z. B. Kirc hen-
grundstücke, Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Camp ing-
plätze, Kleingartenanlagen), 

 

c) mit 1,0, wenn auf dem Grundstück Wohnbebauung vo rhanden 
oder zulässig ist, soweit die Grundstücksfläche nic ht un-
ter Buchstabe d) oder e) zählt, 

 

d)  mit 1,5, wenn das Grundstück gewerblich oder indust riell 
genutzt wird, soweit die Grundstücksfläche nicht un ter 
Buchstabe e) zählt. „Gewerblich genutzt“ im Sinne d ieser 
Satzung sind Grundstücke, die einem Gewerbebetrieb zuzu-
rechnen sind. Zusätzlich gelten Grundstücke als gew erblich 
genutzt, die typischerweise einen erhöhten Ziel- un d 
Quellverkehr erzeugen und deshalb eine intensivere Inan-
spruchnahme der öffentlichen Anlage verursachen, (z . B. 
Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Krankenhaus-, Han-
dels-, Schul-, Post- und Bahngebäuden aber auch Pra xen von 
Ärzten, Büros von Anwälten und Architekten) soweit sie 
nicht unter Buchstabe e) zählen, 

 

e) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsä chlich 
bestehenden oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Gewer-
begebietes (§ 8 BauNVO), Kerngebietes (§ 7 BauNVO),  In-
dustriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sonstigen Sonderg ebietes 
(§ 11 BauNVO) liegt oder es zulässigerweise in verg leich-
barer Weise nutzbar ist. 

 
 

§ 5 
Abschnitte von Anlagen 

 
Für selbstständig benutzbare Abschnitte einer öffen tlichen Anlage 
kann der Aufwand jeweils gesondert ermittelt und ve ranlagt werden. 
 
 

§ 6 
Eckgrundstücke 

 
Wird das ausschließlich für Wohnzwecke bestimmte od er genutzte 
Grundstück des Beitragspflichtigen von mehreren Str aßen berührt, 
wird der sich nach § 4 ergebende Beitrag nur zu zwe i Dritteln erho-
ben. 
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§ 7 
Kostenspaltung 

 
(1)  Der Beitrag bzw. die Vorausleistung kann für 
 

1. Fahrbahn, 
2. Radweg (einschließlich Sicherheitsstreifen), 
3. Gehweg, 
4. gemeinsamer Geh- und Radweg, 
5. Beleuchtung, 
6. Oberflächenentwässerung, 
7. Parkflächen und Abstellflächen, 
8. Bushaltebuchten, 
9. selbstständige Grünanlagen und Straßenbegleitgrü n 

 

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben wer den. 
 
(2)  Der Absatz 1 gilt entsprechend für Abschnitte von A nlagen. 
 
 

§ 8 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen w orden ist, kann 
die Stadt Eberswalde Vorausleistungen erheben. Die Höhe der Voraus-
leistung beträgt 80 % des voraussichtlich endgültig en Straßenbaubei-
trages. 
 
 

§ 9 
Ablösung des Beitrages 

 
Der Straßenbaubeitrag kann durch öffentlich-rechtli chen Vertrag ab-
gelöst werden. Der Ablösebetrag richtet sich nach d er voraussichtli-
chen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermitt elnden Straßen-
baubeitrages. Ein Anspruch auf Abschluss eines Ablö severtrages be-
steht nicht. 
 
 

§ 10 
Beitragspflichtige 

 
(1)  Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt d er Bekannt-

gabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstü cks ist. 
 
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an 

die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
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(3)  Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tr itt der Nut-
zer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. 
I S. 2457) genannten natürlichen und juristischen P ersonen des 
privaten und des öffentlichen Rechts. Die Beitragsp flicht die-
ses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunk t des Erlas-
ses des Beitragsbescheides das Wahlrecht über die B estellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den  
§§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes b ereits aus-
geübt und gegen den Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden u nd Einwen-
dungen geltend gemacht worden sind, andernfalls ble ibt die Bei-
tragspflicht des Grundstückseigentümers unberührt. 

 
(4)  Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer ha ften als Ge-

samtschuldner für dieselbe Schuld. 
 
 

§ 11 
Beteiligung der Beitragspflichtigen 

 
(1)  Die Beitragspflichtigen sind rechtzeitig vor Beginn  einer Stra-

ßenbaumaßnahme über die Art, deren Umfang sowie übe r die Höhe 
der zu erwartenden Kosten zu informieren. Dabei ist  ihnen Gele-
genheit zu geben, Stellung zu nehmen und Einwände z u äußern o-
der Vorschläge einzubringen. 

 
(2)  Die Stadtverordnetenversammlung wird im Rahmen der Beschluss-

fassung zur bautechnischen Planung die Hinweise und  Bedenken 
der betroffenen Bürger prüfen und eine abschließend e Entschei-
dung zur Ausführung treffen. 

 
 

§ 12 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag und die Vorausleistung werden einen Mon at nach Bekannt-
gabe des jeweiligen Abgabenbescheides fällig. Ist i m Bescheid ein 
anderer Zeitpunkt für die Fälligkeit angegeben, so gilt dieser. 
 
 

§ 13 
In-Kraft-Treten 

 
(1)  Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntma-

chung in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung vo n Beiträgen 

für straßenbauliche Maßnahmen (Kurztitel: Straßenau sbaubei-
tragssatzung – SABS) der Stadt Eberswalde vom 22.10 .2001, ver-
öffentlicht am 05.11.2001 im Amtsblatt für die Stad t Eberswalde 
„Eberswalder Monatsblatt“ – Jahrgang 9, Nr. 11, Sei te 7 f. au-
ßer Kraft. 
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(3)  Sollten einzelne Regelungen dieser Straßenbaubeitra gssatzung 
nichtig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamk eit der üb-
rigen Regelungen nicht berühren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Eberswald e,  
Jahrgang 17, Nr. 5, 11.05.2009 

 


